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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskriminalamtes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 
8, März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 165) wird wie 
folgt geändert; 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 

Das Bundeskriminalamt hat 

1. alle Nachrichten und Unterlagen für die 1 
kriminalpolizeiliche Verbrechensbekämpfung 
und die Verfolgung strafbarer Handlungen 
zu sammeln und auszuwerten, 

2. die Behörden der Länder über die sie be- 
treffenden Nachrichten und die in Erfahrung 
gebrachten Zusammenhänge strafbarer Hand- 
lungen unverzüglich zu unterrichten, 

3. nachrichten- und erkennungsdienstliche sowie 
kriminaltechnische Einrichtungen zu unter- 
halten, die nach dem jeweils neuesten Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse eine best- 
mögliche Fahndungs- und Ermittlungstätigkeit 
gewährleisten." 

2. In § 3 wird folgender Absatz 3 angefügt: I 

„(3) Die Landeskriminalämter müssen in der 
Lage sein, selbst die Verfolgung von Straftaten, 
die sich räumlich auf den Bereich der Polizei- 


behörden erstrecken, zu übernehmen oder einer 
örtlichen Stelle mit der Maßgabe zuweisen zu 
können, daß diese alle notwendigen Ermitt- 
lungen für das gesamte Bundesgebiet zu über- 
nehmen hat." 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

»§ 4 

(1) Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung 
und die Verfolgung strafbarer Handlungen blei- 
ben grundsätzlich Sache der Länder. 

(2) Das Bundeskriminalamt ermittelt und ver- 
folgt eine strafbare Handlung selbst in den 
Fällen, für die die Bundesregierung eine schwer- 
punktmäßige Bekämpfung der Kriminalität an- 
geordnet hat, weil die Bearbeitung durch eine 
überregionale Stelle wegen des besonderen 
kriminalpolitischen Bedürfnisses geboten er- 
scheint. 

(3) Das Bundeskriminalamt und seine Be- 
amten nehmen die polizeilichen Aufgaben auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung wahr, wenn 

1. der Generalbundesanwalt oder der 
Untersuchungsrichter des Bundes- 
gerichtshofes sie um Vornahme von 
Ermittlungen ersucht, 

2. eine zuständige Landesbehörde darum 
ersucht oder 

3. der Bundesminister des Innern es aus 
schwerwiegenden Gründen im Einzel- 
fall anordnet. 
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(4) Die Landesregierung ist unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn das Bundeskriminalamt 
die Verfolgung einer strafbaren Handlung selbst 
übernimmt. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann 
das Bundeskriminalamt den zuständigen Landes- 
kriminalämtern Weisungen für die Zusammen- 
arbeit geben. Das Bundeskriminalamt kann die 
Verfolgung einer oder mehrerer zusammen- 
hängender Straftaten, die sich über ein Land 
hinaus erstrecken, selbst übernehmen oder einem 
Land mit der Maßgabe zuweisen, daß es alle 
notwendigen Ermittlungen für das gesamte Bun- 
desgebiet zu übernehmen hat." 


4. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Vollzugsbeamte des Bundeskriminal- 
amtes, die einen schriftlichen Ermittlungsauftrag 
besitzen, können im ganzen Bundesgebiet Amts- ! 
handlungen vornehmen. Sie sind insoweit auch 
Hilfsbeamte der zuständigen Staatsanwaltschaft. 
Sie sollen zu ihren Ermittlungen tunlichst Be- 


amte der Örtlichen Polizeidienststeilen hinzu- 
ziehen." 

5. § 8 erhält folgende Fassung: 

.§ 8 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten werden durch die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erlassen. In gleicher 
Weise erfolgt die Bestimmung der Schwerpunkt- 
mäßigkeit der Bekämpfung der Kriminalität 
{§ 4 Abs. 1)." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 21. Januar 1969 


Dorn und Fraktion 



